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Liebe Leserin, lieber Leser,

Vorwort

am 1. Juli beginnt eine neue Ära
der Finanzierung von Hilfeleistun-
gen, denn ab diesem Datum wird
der Rechtsanspruch auf so genannte
Persönliche Budgets bundesweit
eingeführt. Bisher gab es diese
Budgets nur in Modellregionen. Da
mit dieser neuen zusätzlichen Form
der Finanzierung ein hoher Infor-
mationsbedarf verbunden ist, haben
wir diesem das Schwerpunktthema
gewidmet. Noch werden allerdings
etliche Fragen unbeantwortet blei-
ben müssen, denn es gibt noch viel
Klärungsbedarf hinsichtlich der
praktischen Umsetzung. Wir wer-
den auf jeden Fall in den folgenden
Ausgaben des INFORUM weiter
berichten.

ForseA beabsichtigt, zusammen
mit weiteren Organisationen ab
September eine Kampagne, die
rund ein Jahr laufen soll, unter dem
Motto „Marsch aus den Institutio-
nen„ durchzuführen. Zur Finanzie-
rung der Kampagne haben wir ei-
nen Förderantrag bei der Aktion
Mensch gestellt. Der Auftakt soll
mit dem Berlin-Marathon sein, an

Vorsitzende

dem unter anderem Ottmar Miles-
Paul, Gisela Hermes, Hans-Günter
Heiden und Hans Kreiter zu Fuß
oder per Handbike teilnehmen wer-
den. Weitere 42 „Schritte“ symbo-
lisch für die 42 Marathonkilometer,
sollen folgen. Schon jetzt können
sich unsere Mitglieder und Mit-
gliedsorganisationen überlegen, ob
und in welcher Form sie sich betei-
ligen können und wollen.

Ziel soll es sein, die Forderungen
nach ambulanten Versorgungsstruk-
turen zu verstärken und an positiven
Beispielen zu zeigen, was heute
schon möglich ist, sowie an negati-
ven zu belegen, wo es Missstände
gibt. Dabei ist es uns bewusst, dass
nicht jeder behinderte Mensch mit
dem Assistenzmodell leben kann
bzw. will. Doch muss es für alle
Menschen möglich sein, außerhalb
von (Groß-)einrichtungen ein selbst-
bestimmtes Leben in einer selbst
gewählten Wohnform inmitten der
Gemeinschaft zu führen.

Der Weg zu diesem Ziel wird
lang und steinig werden. Doch
wenn wir nicht „losmarschieren“

und dabei Hindernisse, die uns in
den Weg gestellt werden, wegräu-
men, werden wir das Ziel nie errei-
chen. Und loszugehen sind wir all
denjenigen schuldig, die heute noch
in Wohnformen leben müssen, die
sie sich nicht frei auswählen konn-
ten.

Einen wichtigen Schritt weiter
scheinen wir in Richtung zivilrecht-
liches Antidiskriminierungsgesetz
(ZAG) gekommen zu sein. Am 5.
Mai, beim Besuch etlicher Vertrete-
rinnen und Vertreter der Selbstbe-
stimmt-Leben-Bewegung im Bun-
desjustizministerium wurde endlich
die starre Haltung gegen die Auf-
nahme behinderter Menschen in das
ZAG aufgegeben. Eine so enge Be-
teiligung der behinderten Juristin-
nen und Juristen beim Gesetzesent-
wurf wie beim Bundesgleichstell-
ungsgesetz und dem SGB IX wäre
zwar dringend notwendig, ist aber
leider nicht zu erwarten. Allerdings
hat das BMJ angekündigt, Vertrete-
rinnen und Vertreter von Behinder-
tenorganisationen zumindest anzu-
hören.

In diesem Jahr erwarten uns also
noch einige Änderungen, die wir
aufmerksam verfolgen müssen, da-
mit der Begriff „Reformen“ mit
dem Begriff „Fortschritt“ und nicht
mit „Verschlechterung“ und „Kür-
zung“ verbunden sein wird.

Ich wünsche uns allen einen
Sommer, der uns hoffentlich so-
wohl hinsichtlich der Temperaturen
als auch der politischen Entwick-
lungen in positiver Erinnerung blei-
ben wird.
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SGB XII - Persönliche Budgets

Änderungen durch das SGB XII

Positives mit
Wermutstropfen

Das SGB XII wird viele Ver-
schlechterungen für Menschen
mit Behinderungen mit sich
bringen. Es gibt jedoch auch
Positives zu verzeichnen. Eltern
behinderter Kinder müssen seit-
her für die Finanzierung von am-
bulanten Eingliederungshilfelei-
stungen und ambulanter Hilfe
zur Pflege ihr Einkommen und
Vermögen (teilweise) einsetzen.
Bei stationärer Unterbringung
müssen sie maximal 26 Euro
aufbringen, Geringverdienende
können sich einer Einkommens-
und Vermögensprüfung unter-
ziehen und – wenn die Freibe-
träge nicht überschritten wer-
den – von Zahlungen befreit
werden.

Mit Inkrafttreten des SGB XII
zum 1. Januar 2005 werden die
Grenzen zwischen ambulant und
stationär aufgehoben (§ 94 SGB
XII). Es gilt nun gleiches Recht für
alle: Eltern werden für die Finanzie-
rung von Eingliederungshilfe bzw.
Hilfe zur Pflege mit einer monatli-
chen Beteiligung von 26 Euro her-
angezogen. Einkommen oder Ver-
mögen der Eltern werden nicht
mehr abgefragt. Grund zur Freude
für finanziell gut gestellte Eltern!

Essig in den Wein für finanziell
schlecht gestellte Eltern: auch sie
müssen zukünftig 26 Euro für die
Eingliederungshilfe bzw. Hilfe zur
Pflege ihrer ambulant oder stationär
lebenden Kinder leisten.

Die Universität Köln hat in Zu-

sammenarbeit mit dem Kölner

Zentrum für selbstbestimmtes

Leben eine Stellungnahme zum

SGB XII erarbeitet, die deutlich

macht, was mit diesem Gesetz auf

behinderte Menschen zukommen

kann. Nachfolgend der Text:
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SGB XII - Persönliche Budgets

I. Einführung
Köln, im Januar 2004: Im Zuge

der geplanten Neuregelung des
bundesdeutschen Sozialhilferechts
soll das bisherige Bundessozialhil-
fegesetz (BSHG) in ein neu zu
schaffendes zwölftes Buch des So-
zialgesetzbuches (SGB XII) über-
führt werden. Dabei sollen auch die
Hilfen in besonderen Lebenslagen
neu kodifiziert werden.

Die Bundesregierung vertritt da-
bei die Auffassung, dass „durch den
bereits eingeleiteten Paradigmen-
wechsel kranke, behinderte und
pflegebedürftige Menschen stärker
als bisher dabei unterstützt werden,
ein möglichst selbstständiges und
selbstbestimmtes Leben zu führen“.
Diese Tendenz werde fortgesetzt
und erweitert. „Dazu dient insbe-
sondere die Schaffung eines träger-
übergreifenden Persönlichen Bud-
gets als Gesamtbudget aller in
Betracht kommenden Leistungen,
das im SGB IX verankert wird. Da-
durch sollen den behinderten und
pflegebedürftigen Menschen regel-
mäßige Geldzahlungen zur Verfü-
gung gestellt werden, mit denen sie
bestimmte Betreuungsleistungen
selbst organisieren und bezahlen
können. Bis Ende 2007 wird das
Persönliche Budget erprobt“.2

Diese Stellungnahme setzt sich
kritisch mit den Auswirkungen des
neuen SGB XII auf die Hilfen in be-
sonderen Lebenslagen für behinder-
te Menschen auseinander. Die ge-
planten Neuregelungen wirken sich
bei Menschen mit unterschiedli-
chen Behinderungen in zahlreichen
Lebensbereichen in gravierender
Weise negativ aus. Da eine vollstän-

Auswirkungen des SGB XII auf die Situation
behinderter Menschen 1

dige Darstellung dieser Auswirkun-
gen auf die Situation aller behinder-
ten Menschen den Rahmen dieser
Stellungnahme sprengen würde,
sollen zwei inhaltliche Schwer-
punkte gesetzt werden.

• Chancen und Risiken der Einfüh-
rung eines Persönlichen Budgets

• Verschärfung der Bedürftigkeits-
kriterien bei Hilfen in besonde-
ren Lebenslagen, Auswirkungen
auf die Integration behinderter
Menschen in die Gesellschaft
und in das Arbeitsleben

II. Abstract
Das persönliche Budget als neue

Form der Hilfegewährung soll die
Selbstbestimmung und Eigenver-
antwortlichkeit behinderter Men-
schen fördern, indem diese sich die
benötigten Hilfen aus ihnen ge-
währten Barmitteln selbst beschaf-
fen. Zudem kann die Leistungsver-
waltung entlastet werden. Dabei
muss das Budget an den Einzelfall-
gegebenheiten ausgerichtet und fle-
xibel gehandhabt werden. Daneben
muss jedoch die Möglichkeit einer
Inanspruchnahme der Hilfen in
Form von Sachleistungen bestehen
bleiben. Sofern erforderlich, sind

1 Sofern in dieser Stellungnahme überwiegend die männliche Schreibweise verwendet
wird, geschieht dies ausdrücklich aus Gründen der sprachlichen Vereinbarung und
schließt Frauen und Mädchen selbstverständlich mit ein.

2 vgl. Pressemitteilung des BMGS vom 13.08.2003

Auch mit dem SGB XII hält der Gesetzgeber an der
systemwidrigen Einordnung der Hilfen in besonde-
ren Lebenslagen in die Sozialhilfe fest

bei der Umsetzung des Budgets un-
abhängige Beratungs- und Unter-
stützungsdienste anzubieten.

Auch mit dem SGB XII hält der
Gesetzgeber an der systemwidrigen
Einordnung der Hilfen in besonde-
ren Lebenslagen in die Sozialhilfe
fest. Insbesondere die Einkom-
mens- und Vermögensanrechnung
wirft hier erhebliche Probleme auf.

Im SGB XII werden die hierfür
einschlägigen Freibeträge auf nied-
rigem Niveau vereinheitlicht. Le-
diglich für schwerstpflegebedürfti-
ge Menschen und blinde Menschen
wird die Einkommensanrechnung
etwas abgemildert.

Damit verstärken sich die ohne-
hin schon bestehenden Negativan-
reize für behinderte Menschen noch
einmal, eine Erwerbstätigkeit auf-
zunehmen. Dadurch werden wichti-
ge Chancen auf eine Integration be-
hinderter Menschen in die Arbeitswelt
und in die Gesellschaft verspielt.
Zudem verschlechtert sich die Ko-
sten-Nutzen-Rechnung hinsichtlich
der beruflichen Integration. Weiter-
hin verliert ein Hochschulstudium
für behinderte Menschen erheblich
an Attraktivität, was bedauerlich ist,
weil körperbehinderte Menschen in
akademischen Berufen leichter zu


